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Einleitung 

Die kurz nach der Machtergreifung - am 21. März 1933 - im gesamten Reich 
errichteten Sondergerichte für Strafsachen werden in der historischen und rechts-
historischen Literatur meist als typische Ausprägung des nationalsozialistischen 
Unrechtssystems, häufig in einem Atemzug mit dem Volksgerichtshof genannt. 

Dennoch liegen bisher keine umfassenden und detaillierten Untersuchungen 
über diesen Zweig der Rechtsprechung vor, es wurden nur einzelne Aspekte und 
einzelne Urteile analysiert. 

Ziel der vorliegenden rechtshistorischen Arbeit ist die wissenschaftliche Er-
fassung der Rechtsprechungspraxis des Sondergerichts Mannheim aus juristischer 
und historischer Sicht. Ihr Inhalt wird daher weder ein rein geschichtlicher Ab-
riß noch ein Beitrag zur Erforschung des Widerstandes sein, obwohl die ver-
wendeten Quellen auch dazu herangezogen werden können bzw. bereits - für die 
Widerstandsforschung - herangezogen wurden. 

Veraniaßt wurde diese Untersuchung zum einen durch den bereits genannten, 
festgestellten Mangel in der rechtshistorischen Literatur, zum anderen durch 
günstige äußere Faktoren, nämlich den außerordentlich guten Erhaltungszustand 
und die überraschende Vollständigkeit der Verfahrensakten des Sondergerichts. 
Begünstigend trat weiter hinzu, daß ab Sommer 1987 die Generalakten des badi-
schen OLG-Präsidenten und des badischen Generalstaatsanwaltes! für die Zeit 
von 1933 bis 1945 im Generallandesarchiv in Karlsruhe verfügbar waren. 

Hinter dem Ziel der wissenschaftlichen Erfassung verbirgt sich ein bescheide-
ner Ansatz: vor allem wird es in dieser Arbeit um eine Beschreibung der Tätig-
keit des Sondergerichts gehen; eine rechtliche Bewertung des Gerichts, d.h. eine 
Aussage über seine Gerichtsqualität oder die der gesamten Sondergerichtsbarkeit, 
oder eine Aussage über die Strafbarkeit der beteiligten Richter und Staatsanwälte 
kann und will die Arbeit nicht liefern. Aufgrund der vielschichtigen Zuständig-
keit des Gerichts und deren fortlaufender Veränderung und aufgrund des Man-
gels an vergleichbaren Untersuchungen - auch für den Bereich der ordentlichen 
Strafgerichtsbarkeit im Nationalsozialismus - ist die Frage der Gerichtsqualität -
ganz abgesehen von der Zweifelhaftigkeit der anzulegenden Maßstäbe - nicht 
befriedigend zu beantworten; eine Bewertung der Strafbarkeit der Beteiligten 

I Sie wurden nach der Aktenordnung von 1934 einheitlich geführt. V gl. Aktenordnung mit Ein-
führungserlaß vom 28. November 1934 (DJ 1934, 1492) 
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hätte aufgrund des Schuldprinzips einer weiteren intensiven Erforschung der betei-
ligten Personen bedurft, die im Rahmen dieser Arbeit nicht zu leisten war. 

Aber auch die Deskription eines Ereignisses erfolgt mit Maßstäben und Kate-
gorien, die der Beschreibende offen legen sollte, um eine kritische Aus-
einandersetzung mit seinen Ergebnissen zu ermöglichen, denn sie enthält stets 
Bewertung und Stellungnahme. Zur Erfassung eines rechtlichen Phänomens in 
der Zeit des Nationalsozialismus bieten sich verschiedene Bezugsrahmen an:2 

Mit einer Rückbesinnung auf das Naturrecht, wie sie zunächst in der Rechtsent-
wicklung der unmittelbaren Nachkriegszeit feststellbar ist, könnten die rechtli-
chen Phänomene des Nationalsozialismus in ihrer graduellen Abweichung vom 
"Kernbereich des Rechts, der nach allgemeiner Rechtsüberzeugung von keinem 
Gesetz und keiner sonstigen obrigkeitlichen Maßnahme verletzt werden darf', 
von den Grundsätzen "des menschlichen Verhaltens, die sich bei allen Kultur-
völkern auf dem Boden übereinstimmender sittlicher Anschauung im Laufe der 
Zeit herausgebildet haben"3, beschrieben werden. 

Eine Konkretisierung dieses Maßstabes für die Darstellung eines einzelnen 
Rechtsinstitutes oder einer bestimmten Rechtspraxis scheitert jedoch an der zwei-
felhaften und umstrittenen Inhaltsbestimmung und mangelnden Formulierbarkeit 
des "wahren Naturrechts". 

Eine andere Beschreibungskategorie läßt sich im Strafrecht und der Rechts-
praxis des Rechtsstaates finden. Die Beschreibung orientiert sich danach an der 
(Nicht)beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze, wie des nulla-poena-sine-Iege-
scripta-Prinzips, des Analogie- und Rückwirkungsverbotes, des Bestimmtheits-
und Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Unter der Annahme feststehender rechts-
staatlicher Kriterien für das Strafrecht kann damit ein rechtsstaatskonformer und 
rechtsstaatswidriger Teil im Recht und in der Justizpraxis des Dritten Reiches 
herausgearbeitet, das Recht des Nationalsozialismus in seiner Abweichung vom 
rechtsstaatlichen Recht beschrieben werden. Dies wirft wie bei der erstgenannten 
Kategorie das Problem der Systemfremdheit des Maßstabes auf, eine eigenstän-
dige inhaltliche Bestimmung des nationalsozialistischen Strafrechts könnte da-
durch verborgen bleiben. Eine Gefahr ergibt sich aus der zwangsläufig mit die-
sem Maßstab herauszuarbeitenden Zweiteilung des nationalsozialistischen Rechts. 
Auch werden sich hier zunächst Einteilungsprobleme stellen. Interpretiert man 
das mit diesem Maßstab erstellte Ergebnis eines rechtsstaatskonformen und ei-
nes rechtsstaatswidrigen Teils des Rechts als historische Realität, ist in aller Re-
gel die Möglichkeit einer einheitlichen Interpretation, die sich im Hinblick auf 
einen wahrscheinlichen Funktionswandel des Strafrechts und einer den Norm-

2 Vgl. Werle S. 18 ff. 
3 Vgl. BGHSt 3, 357 (363); 2, 234 (239) 
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text unberührt lassenden Inhaltsänderung durch Umwertung aufdrängt, überse-
hen worden. Dieser Gefahr ist jedoch zu entgehen, wenn man auf diese Inter-
pretation verzichtend die Rechtsstaatsprinzipien nur als Beschreibungskatego-
rien, als Begriffe des allgemeinen Konsenses heranzieht. 

Ein weiterer möglicher Maßstab, dem die beschriebene Gefahr einer Fehlin-
terpretation der historischen Realität nicht anhaftet, liegt in der national-
sozialistischen Weltanschauung und ihrem Rechtsdenken. Dieses Deutungsmuster 
ausschließlich zu verwenden, scheitert an der mangelnden Bestimmbarkeit des 
Kernbestandes nationalsozialistischer Weltanschauung. 

In dieser Untersuchung wird zur Beschreibung des Normensystems und der 
Rechtspraxis der Maßstab ,,rechtsstaatliches Strafrecht" im Bewußtsein der sich 
daraus ergebenden Gefahren für Verständnis und Interpretation herangezogen 
werden. 

Soweit nationalsozialistische Weltanschauung durch die Strafrechl<;wissenschaft 
der Zeit eine gewisse Konkretisierung im Bereich der juristischen Dogmatik ge-
funden hat, wird das vorhandene Material auch auf die Umsetzung ideologischer 
Elemente untersucht werden. 

Die Untersuchung beginnt mit einer kurzen rechtshistorischen Einführung 
zur Errichtung des Sondergerichts, in der sich bereits Phasen seiner Entwicklung 
abzeichnen. Hier wird auch die Frage aufgeworden, inwieweit die Son-
dergerichtsbarkeit die ordentliche Strafgerichtsbarkeit verdrängt. 

In einern weiteren Abschnitt werden die normativen Grundlagen der sonder-
gerichtlichen Verfahrenspraxis und Rechtsanwendung als äußere Bestim-
mungsfaktoren in einern Überblick über die wesentlichen Strafgesetze, straf-
prozessualen Regelungen und die Gerichtsverfassung vorgestellt. Sie werden ins-
besondere unter den Kriterien der Rechtsstaatlichkeit und ihrer Geeignetheit zur 
Durchsetzung politischer Zwecke beleuchtet. 

Aufgrund der Generalakten war es möglich, nicht nur die Tätigkeit des Ge-
richts selbst, sondern auch seine Einbindung in den Justizverwaltungsapparat zu 
beschreiben. Hier stehen im Vordergrund die Fragen der Innensicht des Sonder-
gerichts, der Lenkung und des Verhältnisses von Justiz und Polizei. 

Die Untersuchung der Rechtsprechung des Sondergerichts orientiert sich an 
folgenden Aspekten: 

- Verfahrensablauf 
- Methoden der Rechtsanwendung 
- Sanktionspraxis. 
Ein diesen Punkten übergeordneter Aspekt ist die Überprüfung der Handlungen 

auf politische Zielsetzungen. 

2 Oehler 


